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Einleitung

 
 

Auf die Frage, die der Titel dieses Buchs aufwirft, kann es 
keine einfache und eindeutige Antwort geben. Dafür ist die 
Welt zu vielfältig und zu komplex. Aber es lässt sich un-
schwer erkennen, wie unterschiedlich die Fähigkeiten sind, 
Weltpolitik zu gestalten, und wer in dieser Hinsicht zu den 
prominenteren und einflussreicheren Akteuren gehört.

Seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs waren und sind 
die USA mit Abstand die Ersten unter Ungleichen. Sie be-
stimmen weitgehend die Bedingungen des globalen Diskur-
ses über ein breites Spektrum von Themen: Israel-Palästina, 
Iran, Lateinamerika, »Krieg gegen den Terror«, Organisation 
der Weltwirtschaft, Recht und Justiz bis hin zu fundamen-
talen Problemen, die das Überleben der Zivilisation betreffen 
(Atomkrieg und Umweltzerstörung). Allerdings nimmt die 
Macht der Vereinigten Staaten stetig ab, nachdem sie 1945 
einen historisch nie dagewesenen Höhepunkt erreicht hatte. 
Infolge ihres unvermeidlichen Niedergangs teilen sich die 
USA ihre Macht bis zu einem gewissen Grad mit der »De-
facto-Weltregierung« der »Master of the Universe« – so be-
zeichneten die Wirtschaftsmedien die führenden staatskapi-
talistischen Länder, die G-7-Staaten, und die Institutionen, 
die sie im »neuen imperialen Zeitalter« kontrollieren, etwa 
den Internationalen Währungsfonds und die Welthandels-
organisationen.1

Natürlich sind die »Master of the Universe« keineswegs 
repräsentativ für die Bevölkerungen der führenden Staaten. 
Selbst in demokratischeren Ländern haben die Bürger nur 
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begrenzte Einwirkungsmöglichkeiten auf politische Ent-
scheidungen. Für die Vereinigten Staaten wiesen namhafte 
Forscher schlüssig nach, dass »Wirtschaftseliten und orga-
nisierte Gruppen, die Unternehmensinteressen vertreten, 
beträchtlichen unabhängigen Einfluss auf die US-amerika-
nische Regierungspolitik ausüben, während Durchschnitts-
bürger und massenbasierte Interessengruppen nur geringen 
oder gar keinen Einfluss besitzen«. Das Fazit der Autoren 
lautet, dass ihre Untersuchungen »die Theorien von der Vor-
herrschaft der Wirtschaftseliten und des Parteiischen Plu-
ralismus nachdrücklich untermauern und keine Belege für 
die Theorie der Mehrheitsdemokratie oder des majoritären 
Pluralismus liefern«. Aus anderen Studien geht hervor, dass 
die große Mehrheit der Bevölkerung am unteren Ende der 
Einkommens- oder Wohlstandsskala praktisch vom politi-
schen System ausgeschlossen ist. Ihre Meinungen und Ein-
stellungen werden von den offiziellen Repräsentanten nicht 
berücksichtigt, während ein winziger Sektor am oberen Ende 
überwältigenden Einfluss hat. Über einen langen Zeitraum 
erweist sich die Wahlkampffinanzierung als bemerkenswert 
guter Vorhersagefaktor für politische Entscheidungen.2

Eine Folge ist die sogenannte Wahlmüdigkeit: Man sieht 
keinen Sinn darin, zur Wahl zu gehen. Hier gibt es eine signi-
fikante schichtspezifische Korrelation. Die Gründe, die dafür 
verantwortlich sein dürften, hat der renommierte Wahl-
forscher Walter Dean Burnham schon vor fünfunddreißig 
Jahren erörtert. Er bezog die Wahlenthaltung auf eine »ent-
scheidende Besonderheit des politischen Systems der USA: 
das vollkommene Fehlen einer sozialistischen oder arbeiter-
freundlichen Massenpartei als organisierte Konkurrenz auf 
dem Wahlmarkt«. Das erkläre weitgehend die »schicht-
spezifischen Wahlenthaltungen« und den Umstand, dass 
politische Optionen, die von der allgemeinen Bevölkerung 
befürwortet werden könnten, aber den Interessen der Eliten 
zuwiderliefen, keine Berücksichtigung fänden. Diese Be-
obachtungen treffen auch auf die Gegenwart zu. In einer ein-
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gehenden Analyse der US-Kongresswahlen von 2014 zeigen 
Burnham und Thomas Ferguson, dass die Wahlbeteiligung 
»an die frühesten Tage des 19. Jahrhunderts erinnert«, als im 
Prinzip nur wählen durfte, wer über Besitz verfügte, frei und 
männlich war. »Wahldaten und gesunder Menschenverstand 
bestätigen, dass eine ungeheure Zahl von Amerikanern den 
großen politischen Parteien mit Misstrauen begegnet und 
die langfristigen Aussichten mit wachsender Sorge betrach-
tet. Viele sind davon überzeugt, dass einflussreiche Inter-
essengruppen die Politik bestimmen. Sie sehnen sich nach 
konkreten Handlungsmöglichkeiten, um den langfristigen 
wirtschaftlichen Niedergang und die rasant zunehmende 
wirtschaftliche Ungleichheit umzukehren, aber die großen, 
geldgesteuerten Parteien Amerikas haben nichts zu bieten, 
was den Menschen in dieser Hinsicht Hoffnung machen 
könnte. Das wird wahrscheinlich zum weiteren Verfall des 
politischen Systems beitragen  – eine Entwicklung, die sich 
schon bei den Kongresswahlen von 2014 abzeichnete.«3

In Europa ist der Niedergang der Demokratie nicht we-
niger dramatisch, denn dort wird die Entscheidung über 
wichtige Fragen an die Brüsseler Bürokratie und an die von 
ihr weitgehend repräsentierten finanziellen Kräfte abge-
geben. Wie tief deren Verachtung für die Demokratie reicht, 
zeigte im Juli 2015 ihre wütende Reaktion auf das Ansinnen, 
das griechische Volk über das Schicksal seiner Gesellschaft 
mitbestimmen zu lassen, die von der brutalen Austeritäts-
politik der Troika zugrunde gerichtet worden war – von der 
Europäischen Kommission, der Europäischen Zentralbank 
und dem Internationalen Währungsfonds (insbesondere von 
dessen politischen Akteuren, nicht seinen Ökonomen – die 
standen der destruktiven Politik eher kritisch gegenüber). 
Die Sparpolitik wurde mit dem erklärten Ziel verhängt, 
Griechenlands Schulden abzubauen. Tatsächlich hat sie je-
doch die Schulden relativ zum Bruttoinlandsprodukt erhöht, 
während Griechenlands gesellschaftliches Gefüge zerschla-
gen wurde. Das Land diente lediglich als Trichter, über den 
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französischen und deutschen Banken, die auf riskanten An-
leihen saßen, Bail-outs zugeleitet wurden.

All das ist wenig überraschend. Der – meist einseitige – 
Klassenkampf hat eine lange und bittere Geschichte. Zu Be-
ginn der modernen staatskapitalistischen Ära verdammte 
Adam Smith die »Master of Mankind«4 seiner Zeit, die eng-
lischen »Kaufleute und Manufakturbesitzer«, jene »Herr-
schenden«, die sich in der Politik »besonders hervorgetan« 
hatten und auf ihren Vorteil sorgfältig »bedacht gewesen« 
waren, egal, wie »schlimm« die Folgen für andere waren  – 
in erster Linie für die Opfer der »barbarischen Ungerechtig-
keit« im Ausland, aber auch für die Bevölkerung in Groß-
britannien. Die neoliberale Ära der vergangenen Generation 
hat dieses klassische Bild durch eigene Tupfer ergänzt, denn 
die »Herrschenden« kamen jetzt aus den Topetagen der zu-
nehmend monopolisierten Wirtschaft, aus den gigantischen, 
häufig räuberischen Finanzinstitutionen, den von der Staats-
macht geschützten multinationalen Unternehmen und aus 
den Reihen jener Politiker, die die Interessen dieser Organi-
sationen und Institutionen vertraten.

Inzwischen vergeht kaum ein Tag, ohne dass Wissen-
schaftler neue Daten über das Tempo der Umweltzerstörung 
vorlegen. Es ist nicht gerade beruhigend zu lesen, dass »in 
den mittleren Breiten der nördlichen Hemisphäre die Durch-
schnittstemperaturen steigen, als bewege man sich täglich 
zehn Meter südwärts«  – eine Anstiegsrate, die »rund hun-
dertmal höher ist als die meisten Klimaveränderungen, die 
wir in geologischen Untersuchungen beobachten« (nach an-
deren wissenschaftlichen Studien sogar tausendmal höher).5

Nicht weniger beunruhigend ist die wachsende Gefahr 
eines Atomkriegs. Der gut informierte William Perry, Exver-
teidigungsminister der USA und nicht gerade ein Unheils-
prophet, hält »die Wahrscheinlichkeit einer Kernwaffen-
katastrophe heute für höher« als während des Kalten Kriegs, 
obwohl damals die Vermeidung der unvorstellbaren Kata-
strophe fast wie ein Wunder erschien. Inzwischen verfolgen 
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die Großmächte verbissen ihre »nationalen Unsicherheits-
programme«, wie der langjährige CIA-Analytiker Melvin 
Goodman es treffend formulierte. Perry gehört auch zu 
den Spezialisten, die Präsident Obama dazu aufriefen, »die 
neuen Marschflugkörper abzuschaffen«, eine Kernwaffe mit 
verbesserter Zielgenauigkeit und verminderter Explosions-
energie, die die Verantwortlichen möglicherweise zu einem 
»begrenzten Atomkrieg« ermutigen würde. Der könnte nach 
der bekannten Dynamik rasch in der absoluten Katastrophe 
enden. Schlimmer noch: Das neue Cruise-Missile kann so-
wohl nuklear wie nichtnuklear bestückt werden, so dass »ein 
Feind, der angegriffen wird, von der schlimmsten Möglich-
keit ausgehend, überreagieren und damit einen Atomkrieg 
auslösen könnte«. Aber es ist kaum zu erwarten, dass dieser 
Ratschlag befolgt wird, denn die geplante Billionen-Dollar-
Erweiterung der Kernwaffensysteme wird rasch vorangetrie-
ben, während kleinere Mächte eigene Schritte in Richtung 
Armageddon unternehmen.6

Mir scheint, die vorstehenden Bemerkungen vermitteln 
einen ausreichenden Eindruck der Hauptakteure. In den 
folgenden Kapiteln versuche ich der Frage nachzugehen, 
wer die Welt regiert, wie die Protagonisten dabei verfahren, 
wohin das führt – und welche Möglichkeiten den »Basisbe-
völkerungen« (underlying populations, so der treffende Aus-
druck von Thorstein Veblen) zur Verfügung stehen, um die 
Macht der Wirtschaft und der nationalistischen Doktrin zu 
überwinden. Nur so können sie, um es wieder mit Veblens 
Worten zu sagen, »lebendig und lebenstüchtig« werden.

Es bleibt dafür nicht mehr viel Zeit.
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1

Die Verantwortung der Intellektuellen – Redux

Bevor wir über die Verantwortung der Intellektuellen nach-
denken, sollten wir uns klarmachen, wovon wir reden.

Der Begriff der »Intellektuellen« im modernen Wortsinn 
wurde 1898 durch das Manifest der Intellektuellen bekannt, 
das die Dreyfusards verfasst hatten, als sie, angeregt von 
Émile Zolas offenem Protestbrief an den französischen Prä-
sidenten, dem Militär vorwarfen, die Anklage gegen Drey-
fus wegen Hochverrats fingiert und die Affäre anschließend 
vertuscht zu haben. Die Haltung der Dreyfusards vermittelt 
den Eindruck, Intellektuelle seien entschlossene Anwälte 
der Gerechtigkeit, die den Mächtigen mit Mut und mora-
lischer Integrität entgegentreten. Aber das entspricht keines-
wegs dem Bild, das man sich damals von ihnen machte. Die 
Dreyfusards waren eine Minderheit der gebildeten Schich-
ten – eine Minderheit, die heftig angegriffen wurde, vor al-
lem von namhaften Vertretern der »Unsterblichen in der den 
Dreyfusards feindlich gesonnenen Académie Française«, wie 
der Soziologe Steven Lukes schreibt. Für den Romancier, Po-
litiker und führenden Dreyfusards-Gegner Maurice Barrès 
waren sie »Katheder-Anarchisten«. Laut Ferdinand Brune-
tière, auch einer dieser Unsterblichen, bezeichnete das Wort 
»Intellektueller« »eine der lächerlichen Absurditäten unserer 
Zeit  – soll heißen, die Anmaßung, die darin liegt, Schrift-
steller, Professoren und Philologen in den Rang von Über-
menschen zu erheben«, die es wagen, »unsere Generäle als 
Idioten, unsere gesellschaftlichen Institutionen als lächerlich 
und unsere Traditionen als krank zu diffamieren«1.
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Aber wer waren dann die Intellektuellen? Die Minderheit, 
die Zola unterstützte – er wurde wegen Beleidigung des Mi-
litärs zu einer Gefängnisstrafe verurteilt und floh außer Lan-
des  –, oder die Unsterblichen der Akademie? In der einen 
oder anderen Form stellt sich die Frage immer wieder.

Intellektuelle – zwei Kategorien

Eine Antwort lieferte der Erste Weltkrieg, als namhafte In-
tellektuelle beider Seiten fanatisch für ihre Länder Partei 
ergriffen. In ihrem Manifest der 93 wandten sich führende 
Vertreter eines der aufgeklärtesten Staaten der Erde mit 
den Worten an den Westen: »Glaubt uns! Glaubt, daß wir 
diesen Kampf zu Ende kämpfen werden als ein Kulturvolk, 
dem das Vermächtnis eines Goethe, eines Beethoven, eines 
Kant ebenso heilig ist wie sein Herd und seine Scholle.«2 Ihre 
Gegenspieler auf der anderen Seite der intellektuellen Front 
standen ihnen nicht nach an Begeisterung für die edle Sache, 
übertrafen sie aber noch in der Selbstbeweihräucherung. In 
der New Republic verkündeten sie: »Die wirksamen und ent-
scheidenden Anstrengungen im Interesse des Kriegs (…) 
hat eine Klasse auf sich genommen, deren Mitglieder zu-
sammenfassend, wenn auch etwas vage, als ›Intellektuelle‹ 
zu bezeichnen sind.« Diese progressiven Kräfte glaubten, sie 
handelten »im Geiste eines moralischen Urteils, zu dem die 
verantwortungsbewussten Mitglieder der Gesellschaft nach 
gründlicher Überlegung gelangten«, als sie die Vereinigten 
Staaten zum Kriegseintritt bewogen. Tatsächlich waren sie 
auf ein Propagandamanöver des britischen Informations-
ministeriums hereingefallen, das sich insgeheim bemühte, 
»die Gedanken des überwiegenden Teils der Weltbevölke-
rung zu beeinflussen«, vor allem aber die der progressiven 
amerikanischen Intellektuellen, damit diese ihnen halfen, in 
einem pazifistischen Land das Kriegsfieber zu entfachen.3

John Dewey war beeindruckt von der großen »psycho-
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logischen und erzieherischen Lektion« des Kriegs, die bewie-
se, dass Menschen – genauer, die »intelligenten Männer der 
Gesellschaft« – »sich der menschlichen Angelegenheiten an-
nehmen und sie umsichtig und intelligent meistern können«, 
um die gewünschten Ziele zu erreichen.4 (Dewey brauchte 
nur wenige Jahre, um sich vom verantwortlichen Intellektu-
ellen des Ersten Weltkriegs zum »Katheder-Anarchisten« zu 
entwickeln, der die »unfreie Presse« anprangerte und fragte, 
»wie weit geistige Freiheit und soziale Verantwortung unter 
der gegenwärtigen Wirtschaftsordnung noch in nennens-
wertem Ausmaß möglich sind«.)5

Natürlich reihte sich nicht jeder so gehorsam ein. Nam-
hafte Persönlichkeiten wie Bertrand Russell, Eugene Debs, 
Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht wurden wie Zola zu 
Gefängnisstrafen verurteilt. Besonders hart traf es Debs, weil 
er gewagt hatte, Präsident Wilsons »Krieg für Demokratie 
und Menschenrechte« zu hinterfragen. Nach Kriegsende 
weigerte sich Wilson, ihn zu begnadigen, erst Präsident Har-
ding lenkte schließlich ein. Einige Dissidenten wie Thorstein 
Veblen wurden zwar nicht ganz so unbarmherzig behandelt, 
sahen sich aber doch erheblichen Schikanen ausgesetzt. Veb
len verlor seinen Posten bei der amerikanischen Lebensmit-
telbehörde, nachdem er in einem Bericht nachgewiesen hat-
te, dass sich der Arbeitskräftemangel in der Landwirtschaft 
beheben lasse, wenn Wilsons brutale Verfolgung der Ge-
werkschaften, vor allem der Industrial Workers of the World, 
eingestellt würde. Randolph Bourne wurde von den progres-
siven Zeitungen fallen gelassen, nachdem er den »Bund der 
wohlmeinend imperialistischen Nationen« und ihre über-
schwänglichen Bestrebungen kritisiert hatte.6 Das Muster 
von Lob und Strafe kennt man aus der Geschichte: Wer sich 
in den Dienst des Staates stellt, wird in der Regel von den 
Mainstream-Intellektuellen gelobt; wer diesen Dienst ver-
weigert, muss mit Strafe rechnen.

Später wurden die beiden Kategorien Intellektueller von 
renommierten Wissenschaftlern deutlicher unterschieden. 
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Die lächerlichen Exzentriker wurden als »wertorientierte 
Intellektuelle« bezeichnet, die »für eine demokratische Re-
gierung, zumindest potentiell, eine nicht geringere Heraus-
forderung darstellen als in der Vergangenheit aristokratische 
Cliquen, faschistische Bewegungen und kommunistische 
Parteien«. Neben anderen Missetaten widmeten sich diese 
gefährlichen Kreaturen »der Verunglimpfung von Führung 
und Autorität« und attackierten sogar die Institutionen, die 
für »die Belehrung der Jugend« sorgten. Einige seien derma-
ßen tief gesunken, dass sie sogar wie Bourne die Lauterkeit 
der Kriegsziele anzweifelten. Diese bitterböse Verurteilung 
der Schurken, die die Autorität und etablierte Ordnung in 
Frage stellen, ist in der Studie The Crisis of Democracy aus 
dem Jahr 1975 nachzulesen. Die Autoren gehören der liberal-
internationalistischen Trilateralen Kommission an – die das 
Gros der Carter-Administration stellte. Wie die progressiven 
Herausgeber der New Republic während des Ersten Welt-
kriegs fassten sie den Begriff des »Intellektuellen« weiter als 
Brunetière, so dass er die »technokratischen und politisch 
orientierten Intellektuellen« einschloss, verantwortungs-
bewusste und seriöse Denker, die sich zur Aufgabe gemacht 
haben, konstruktive Politik innerhalb etablierter Institutio-
nen zu gestalten und dafür zu sorgen, dass die »Belehrung 
der Jugend« in den richtigen Bahnen verlief.7

Besonders besorgt waren die trilateralen Wortführer 
über das »Übermaß an Demokratie« während der Zeit der 
Unruhen, also in den sechziger Jahren, als die normaler-
weise passiven und apathischen Teile der Bevölkerung die 
politische Arena betraten und ihre Anliegen voranbrachten: 
Minderheiten, Frauen, die Jungen, die Alten, die arbeitenden 
Menschen (…) kurzum, die Bevölkerung, manchmal auch als 
»Partikularinteressen« bezeichnet. Sie sind zu unterscheiden 
von den »Herrschenden«, wie Adam Smith schreibt, die sich 
in der Regierungspolitik »besonders hervorgetan« haben und 
gemäß ihrer »elenden Devise« handeln: »Alles für uns selbst 
und nichts für andere.«8 Die Rolle der Herrschenden in der 
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Politik wird in dem Werk der Trilateralisten weder beklagt 
noch diskutiert, vermutlich, weil die Herrschenden für die 
»nationalen Interessen« stehen, wie etwa jene, die sich selbst 
beglückwünschten, weil sie das Land »im Geiste eines mora-
lischen Urteils« als »verantwortungsbewusste Mitglieder der 
Gesellschaft nach gründlicher Überlegung« in den Krieg 
geführt hatten.

Um die übermäßige Belastung zu mindern, die dem Staat 
durch die Partikularinteressen auferlegt werde, verlangten die 
Trilateralisten nach einer »Mäßigung der Demokratie«, nach 
der Rückkehr zur Passivität auf Seiten der weniger verdienst-
vollen Mitglieder der Gesellschaft, wenn nicht gar nach einer 
Rückkehr in die glücklichen Tagen, als »Truman in der Lage 
war, das Land mit Hilfe einer relativ kleinen Zahl von Wall-
Street-Juristen und -Bankern zu regieren«, mit dem Erfolg, 
dass die Demokratie eine Blütezeit erlebte.

Die Trilateralisten hätten durchaus für sich in Anspruch 
nehmen können, dem Geist der amerikanischen Verfas-
sung zu entsprechen, ein (wie der Historiker Gordon Wood 
schreibt) »im Kern aristokratisches Dokument, dazu be-
stimmt, die demokratischen Tendenzen der Zeit in Schach 
zu halten«, indem es den »besseren Leuten« die Macht über-
trägt, während es »die Menschen, die nicht reich, wohl-
geboren oder prominent sind, von der Ausübung politischer 
Macht ausschließt«.9 In Madisons Verteidigung ist gleich-
wohl zu erkennen, dass seine Geisteshaltung präkapitalis-
tisch war. Wenn er erklärt, die Macht müsse in den Händen 
der »wohlhabenden Mitglieder der Nation« liegen, dachte er 
wohl an »die Klasse der fähigeren Männer« nach dem Vor-
bild des »aufgeklärten Staatsmannes« und »wohlwollenden 
Philosophen« einer imaginierten römischen Welt, an Männer 
»von untadeliger und vornehmer Gesinnung«, »ausgestattet 
mit Intelligenz, Patriotismus und unabhängigen Lebens-
umständen«, »Männer, die klug genug sind, um die wahren 
Interessen ihres Landes zu erkennen, und nicht geneigt, die 
Liebe zum Vaterland und der Gerechtigkeit vorübergehen-
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den oder parteiischen Erwägungen zu opfern.« So gerüstet, 
würden diese Männer »zum Wohle und der Entwicklung der 
öffentlichen Ansichten beitragen«, indem sie das öffentliche 
Interesse gegen den »Unfug« der demokratischen Mehrheit 
verteidigten.10 Ganz ähnlich dürften die fortschrittlichen 
Wilson’schen Intellektuellen Gefallen an jenen Resultaten der 
Verhaltenswissenschaften gefunden haben, die der Psycho-
loge und Erziehungswissenschaftler Edward Thorndike 1939 
beschrieb:

Die hochsignifikante Korrelation zwischen Intelligenz ei-
nerseits und Moral sowie Wohlwollen für Mitmenschen 
andererseits gehört zu den großen Glücksfällen unserer 
Art (…). So kommt es, dass uns diejenigen, die höher ge-
stellt sind als wir, auch in der Regel mit größerem Wohl-
wollen begegnen, weshalb unsere Interessen bei ihnen oft 
besser aufgehoben sind als bei uns selbst.11

Eine tröstliche Lehre  – obwohl manch einer den Eindruck 
haben dürfte, dass Adam Smith hier den schärferen Blick 
hatte.

Umwertung der Werte

Die Unterscheidung zwischen den beiden Kategorien von In-
tellektuellen liefert das Bezugssystem, das uns gestattet, die 
»Verantwortung der Intellektuellen« zu bestimmen. Ist damit 
ihre moralische Verantwortung gemeint, die sie als anständi-
ge Menschen wahrnehmen, indem sie ihre Privilegien und 
ihren Status dazu nutzen, um sich für Freiheit, Gerechtig-
keit, Mitmenschlichkeit, Frieden und ähnliche sentimentale 
Anliegen einzusetzen? Oder bezieht es sich auf die Rolle, die 
man von ihnen als »technokratischen und politisch orien-
tierten Intellektuellen« erwartet  – soll heißen, dass sie die 
gesellschaftlichen Eliten und etablierten Institutionen nicht 
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in den Schmutz ziehen, sondern ihnen dienen? Da sich die 
Macht meist durchsetzt, gilt in der Regel die letztere Kate-
gorie als die der »verantwortlichen Intellektuellen«, während 
erstere abgelehnt und verleumdet wird – im eigenen Land, 
versteht sich.

Auch im Blick auf feindliche Länder wird die Unterschei-
dung zwischen den beiden Kategorien aufrechterhalten, al-
lerdings mit einer Umkehrung der Werte. In den wertorien-
tierten Intellektuellen der ehemaligen Sowjetunion sahen die 
Amerikaner ehrenhafte Dissidenten, während sie für die Ap-
paratschiks und Kommissare – die technokratischen und po-
litikorientierten Intellektuellen – nichts als Verachtung übrig 
hatten. Entsprechend empfinden wir heute Hochachtung für 
iranische Dissidenten und verurteilen die Iraner, die das re-
ligiöse Establishment unterstützen. So verhält es sich überall.

Auf diese Weise wird der Ehrentitel »Dissident« selektiv 
verwendet. Denn er gilt mit seinen positiven Konnotationen 
natürlich nicht für wertorientierte Intellektuelle im eigenen 
Land oder für solche, die US-gestützte Diktaturen im Aus-
land bekämpfen. Betrachten wir den interessanten Fall Nel-
son Mandela, der erst 2008 von der offiziellen Terroristenliste 
des Außenministeriums gestrichen wurde, so dass er ohne 
Sondergenehmigung in die Vereinigten Staaten reisen durfte. 
Zwanzig Jahre zuvor war er laut einem Pentagon-Bericht der 
kriminelle Anführer einer der weltweit »berüchtigtsten Ter-
rorgruppen« gewesen.12 Deshalb musste Präsident Reagan 
das Apartheid-Regime unterstützen, indem er in offenem 
Widerspruch zu den Sanktionen des Kongresses die Han-
delsbeziehungen zu Südafrika intensivierte und Südafrikas 
Überfälle in Nachbarländern unterstützte, die nach einer 
Studie der Vereinten Nationen anderthalb Millionen Men-
schenleben kosteten.13 Das war nur eine Episode im Kampf 
gegen den Terrorismus, der nach Reagans Worten der »Pest 
des modernen Zeitalters« galt oder, wie es Außenminister 
George Shultz formulierte, »die Rückkehr der Barbarei in 
das moderne Zeitalter« bedeutete.14 Dieser Erfolgsbilanz 
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könnten wir noch Hunderttausende von Getöteten in Zen-
tralamerika und Zehntausende im Nahen Osten hinzufügen. 
Kein Wunder, dass der Große Kommunikator von den Wis-
senschaftlern der Hoover Institution als Gigant verehrt wird, 
»dessen Geist im Land umherzuwandern scheint und wie ein 
gütiger Genius seinen Blick auf uns ruhen lässt«.15

Aufschlussreich ist das Beispiel Lateinamerikas. Wer in 
Lateinamerika Freiheit und Gerechtigkeit verlangt, erhält 
keinen Zutritt zum Pantheon der ehrenhaften Dissidenten. 
So wurden eine Woche nach dem Fall der Berliner Mauer 
sechs führende lateinamerikanische Intellektuelle, allesamt 
Jesuitenpater, auf direkten Befehl des salvadorianischen 
Oberkommandos durch Kopfschuss getötet. Die Täter ge-
hörten einem Elitebataillon an, das in Washington bewaffnet 
und ausgebildet worden war und bereits eine grausige Spur 
von Blut und Terror hinter sich herzog.

Der ermordeten Priester wurde nicht als ehrenhafter Dis-
sidenten gedacht  – ebenso wenig ihrer Leidensgefährten 
überall in der Hemisphäre. Ehrenhafte Dissidenten waren 
jene, die in den Feindesländern Osteuropas und in der So-
wjetunion nach Freiheit verlangten. Diese Menschen haben 
sicherlich gelitten, aber nicht im Entferntesten so wie ihre 
Schicksalsgenossen in Lateinamerika. Diese Feststellung ist 
weitgehend unstrittig; in der Cambridge History of the Cold 
War schreibt John Coatsworth, von 1960 bis zum Zusammen-
bruch der Sowjetunion im Jahr 1990 habe »die Zahl der poli-
tischen Gefangenen, Folteropfer und hingerichteten gewalt-
freien politischen Dissidenten in Lateinamerika diejenige in 
der Sowjetunion und ihren osteuropäischen Satellitenstaaten 
weit übertroffen«. Unter den Hingerichteten befanden sich 
viele religiöse Märtyrer, außerdem kam es zu Massakern, die 
durchgehend von Washington unterstützt oder eingefädelt 
wurden.16

Warum dann die Unterscheidung? Man könnte die Auf-
fassung vertreten, die Geschehnisse in Osteuropa seien weit 
wichtiger als der globale Süden in unserer Reichweite. Auf 
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die Begründung dieses Arguments wäre ich genauso ge-
spannt wie auf die Erklärung, warum wir bei der Beurteilung 
US-amerikanischer Außenpolitik grundlegende moralische 
Prinzipien außer Acht lassen sollen, wie etwa die Pflicht, 
nach Möglichkeit zum Wohle anderer zu handeln, vor allem 
dort, wo wir eine Mitverantwortung tragen. Von unseren 
Feinden verlangen wir wie selbstverständlich, dass sie sich an 
diese Prinzipien halten.

In der Regel werden (oder sollen) wir uns nicht um das 
kümmern, was Andrej Sacharow oder Shirin Ebadi über die 
Verbrechen der USA oder Israels zu sagen haben; wir bewun-
dern sie für das, was sie über ihre eigenen Staaten sagen oder 
gegen deren Untaten unternehmen. Das gilt in weit höherem 
Maße noch für die Menschen, die in freiheitlicheren und 
demokratischeren Gesellschaften leben und daher weit mehr 
Gelegenheit zu wirkungsvollem Tun haben. Es ist von eini-
gem Interesse, dass das Handeln angesehenster Kreise sich 
nachgerade im Gegensatz zu den Geboten fundamentaler 
Moral befindet.

Die Kriege, die die USA von 1960 bis 1990 in Lateiname-
rika führten, sind, von ihren Schrecken abgesehen, auch von 
langfristiger historischer Bedeutung. Um nur einen wichtigen 
Aspekt herauszugreifen: Sie waren in nicht geringem Maße 
gegen die katholische Kirche gerichtet, um eine schreck-
liche Häresie zu zerschlagen, die 1962 auf dem Zweiten 
Vatikanischen Konzil verkündet wurde. Damals habe Papst 
Johannes XXIII., so der renommierte Theologe Hans Küng, 
»eine neue Ära in der Geschichte der katholischen Kirche 
eingeleitet«, indem er den Lehren der Evangelien zu ihrer 
einstigen Bedeutung verhalf. Kaiser Konstantin hatte sie im 
4. Jahrhundert ad acta gelegt, als er das Christentum zur of-
fiziellen Religion des Römischen Reiches erhob und damit 
einen Umbruch einleitete, der aus der »verfolgten Kirche« 
eine »verfolgende Kirche« machte. Die Häresie des Zweiten 
Vatikanischen Konzils wurde von den lateinamerikanischen 
Bischöfen aufgegriffen, die sich zur »vorrangigen Option für 
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die Armen« bekannten.17 Priester, Nonnen und Laien brach-
ten fortan die radikalpazifistische Botschaft des Evangeliums 
zu den Armen und halfen ihnen, sich zu organisieren, um 
ihr bitteres Los in den Einflusssphären der US-Macht zu ver-
bessern.

Im selben Jahr, 1962, traf Präsident John F. Kennedy einige 
wichtige Entscheidungen. Unter anderem veränderte er den 
Auftrag lateinamerikanischer Streitkräfte – von der »Hemi-
sphärenverteidigung«, ein Anachronismus aus dem Zweiten 
Weltkrieg, zur »inneren Sicherheit«, das heißt zum Krieg ge-
gen die eigene Bevölkerung, wenn sie aufzumucken wagte.18 
Charles Maechling Jr., der von 1961 bis 1966 den Planungs-
stab für Aufstandsbekämpfung und innere Sicherheit leitete, 
beschrieb die voraussehbaren Folgen der Entscheidung von 
1962 als einen Wechsel von der Duldung »der Habgier und 
Grausamkeit der lateinamerikanischen Militärs« zur »of-
fenen Mittäterschaft« an ihren Verbrechen, das heißt zur 
Unterstützung von Methoden, »die an die Vorgehensweise 
der Himmler’schen Vernichtungseinheiten erinnerten«.19 
Eine wichtige Aktion war kurz nach dem Kennedy-Attentat 
der von Washington unterstützte und durchgeführte Mi-
litärputsch in Brasilien, der dort einen mörderischen und 
brutalen nationalen Sicherheitsstaat etablierte. Dann breitete 
sich die Repression seuchenartig aus: vom Putsch, der 1973 
die Pinochet-Diktatur in Chile installierte, bis zur argenti-
nischen Militärdiktatur (der schlimmsten von allen und Ro-
nald Reagans Lieblingsregime in Lateinamerika). Die Wende 
in Mittelamerika  – nicht die erste  – erfolgte während der 
achtziger Jahre unter der Führung des »gütigen Genius« (so 
die Formulierung der Hoover-Wissenschaftler), der heute 
für diese Leistungen verehrt wird.

Die Ermordung der jesuitischen Intellektuellen zur Zeit 
des Mauerfalls brachte das endgültige Aus für die Ketzerei 
der Befreiungstheologie und den Höhepunkt eines Jahr-
zehnts des Schreckens in El Salvador, das begonnen hatte, als 
Erzbischof Óscar Romero, die »Stimme der Stimmlosen«, er-
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mordet worden war, was denselben Urhebern zuzuschreiben 
ist. Voller Stolz bekannten sich die Sieger im Krieg gegen die 
Kirche zu ihrer Verantwortung. Die (inzwischen umbenann-
te) School of the Americas, berüchtigt für die Ausbildung la-
teinamerikanischer Killer, bezeichnete die Tatsache, dass die 
auf dem Zweiten Vatikanischen Konzil ausgerufene Theo-
logie der Befreiung »mit Hilfe der US-amerikanischen Streit-
kräfte« besiegt wurde, als eine ihrer »größten Leistungen«.20

Tatsächlich bedeuteten die Morde vom November 1989 
nur fast das endgültige Aus; dazu waren noch weitere An-
strengungen erforderlich. Ein Jahr später wurden in Haiti die 
ersten freien Wahlen abgehalten, und zur Überraschung und 
Bestürzung Washingtons – das mit einem leichten Sieg für 
seinen eigenen Kandidaten, ein handverlesenes Mitglied der 
privilegierten Elite, gerechnet hatte  – entschieden sich die 
organisierten Bewohner der Slums und Hügel für Jean-Ber
trand Aristide, einen beliebten Priester, der sich zur Theo-
logie der Befreiung bekannte. Unverzüglich machten sich 
die USA daran, die gewählte Regierung zu untergraben, und 
als diese nach einigen Monaten von einem Militärputsch 
gestürzt wurde, unterstützte die amerikanische Regierung 
die brutale Militärjunta und die Angehörigen der Eliten, die 
die Macht übernahmen. Unter Missachtung internationaler 
Sanktionen wurde der Handel mit Haiti verstärkt. Präsident 
Clinton vertiefte diese Wirtschaftsbeziehungen noch und 
ermächtigte im Widerspruch zu seinen eigenen Richtlinien 
die Ölgesellschaft Texaco, das mörderische Regime mit Öl 
zu versorgen.21 Ich werde die an anderer Stelle ausführlich 
erörterten skandalösen Folgen dieser Ereignisse übergehen, 
bis zu jenem Zeitpunkt im Jahr 2004, als Frankreich und die 
Vereinigten Staaten, die beiden ewigen Quälgeister Haitis, 
unter Mithilfe Kanadas noch einmal militärisch interve-
nierten, um den (wiedergewählten) Präsidenten Aristide zu 
entführen und nach Zentralafrika zu verfrachten. Aristide 
und seine Partei wurden danach praktisch von den zur Posse 
verkommenen Wahlen 2010/11 ausgeschlossen – die jüngste 



24

Episode einer schrecklichen Geschichte, die Hunderte von 
Jahren zurückreicht und kaum bekannt ist bei denen, die 
für all die Verbrechen verantwortlich sind. Diese erzählen 
sich lieber Geschichten von ihrem engagierten Bemühen, 
die leidenden Menschen von ihrem schlimmen Schicksal zu 
befreien.

Eine weitere verhängnisvolle Entscheidung Kennedys war 
der 1962 gefällte Entschluss, ein Team der Special Forces un-
ter dem Kommando von General William Yarborough nach 
Kolumbien zu entsenden. Yarborough riet den kolumbia-
nischen Sicherheitskräften, »paramilitärische Aktivitäten, 
Sabotageakte und/oder Terrorangriffe gegen bekannte kom-
munistische Unterstützer durchzuführen«  – Maßnahmen, 
die »von den Vereinigten Staaten mitgetragen würden«22. 
Was unter dem Ausdruck »kommunistische Unterstützer« 
zu verstehen ist, hat Alfredo Vázquez Carrizosa, hochgeach-
teter Präsident des Ständigen Komitees zum Schutz der Men-
schenrechte in Kolumbien und ehemaliger Außenminister, 
deutlich gemacht, als er schrieb, die Kennedy-Regierung 
habe »sich sehr bemüht, unsere regulären Streitkräfte in Bri-
gaden zur Bekämpfung von Aufständischen umzuwandeln, 
die auch die neue Strategie der Todesschwadrone überneh-
men«, wobei sie ein Konzept zugrunde legte,

das man in Lateinamerika als Nationale Sicherheitsdok-
trin kennt (…) [nicht] Verteidigung gegen einen äußeren 
Feind, sondern ein Manöver, mit dessen Hilfe man dem 
militärischen Establishment die Entscheidungsgewalt 
zuspielt (…) [nebst] dem Recht, den inneren Feind zu 
bekämpfen, wie es festgelegt ist in der brasilianischen 
Doktrin, der argentinischen Doktrin, der uruguayischen 
Doktrin und der kolumbianischen Doktrin: Es handelt 
sich um das Recht auf Bekämpfung und Vernichtung von 
Sozialarbeitern, Gewerkschaftern, Männern und Frauen, 
die das Establishment nicht unterstützen und von denen 
man annimmt, sie seien kommunistische Extremisten. 
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Damit könnte jeder gemeint sein, unter anderem auch 
Menschenrechtsaktivisten wie ich selbst.23

Vázquez Carrizosa lebte auf seinem schwer bewachten Wohn-
sitz in Bogotá, als ich ihn 2002 im Rahmen eines Projekts von 
Amnesty International besuchte. Wir eröffneten gerade un-
sere einjährige Kampagne zum Schutz der Menschenrechtler 
in Kolumbien, nachdem es dort zu einer erschreckenden 
Zahl von Angriffen gegen Aktivisten, Gewerkschafter und 
die üblichen Opfer von Staatsterror – die Armen und Schutz-
losen – gekommen war.24 Unter dem Vorwand, es handle sich 
um den Krieg gegen Drogen, wurden in Kolumbien Terror 
und Folter durch chemische Kriegführung in landwirt-
schaftlichen Gebieten ergänzt. Die »Fumigation«, das heißt 
das flächendeckende Besprühen mit Herbiziden, führte bei 
den Überlebenden zu Not und massenhafter Flucht in die 
städtischen Elendsviertel. Heute schätzt die kolumbianische 
Generalstaatsanwaltschaft, dass die Paramilitärs – häufig in 
Zusammenarbeit mit dem US-finanzierten Militär  – mehr 
als 140 000 Menschen umgebracht haben.25

Spuren der Massaker findet man überall. Auf einem fast 
unpassierbaren Feldweg, der zu einem entlegenen Dorf in 
Südkolumbien führte, kamen meine Begleiter und ich 2010 
an einer kleinen Lichtung mit vielen einfachen Kreuzen vor-
bei – den Gräbern von Opfern eines paramilitärischen An-
griffs auf einen örtlichen Bus. Die Berichte über die Morde 
sind entsetzlich genug; wer jedoch ein wenig Zeit mit den 
Überlebenden verbringt, die zu den freundlichsten und mit-
fühlendsten Menschen gehören, die ich jemals kennenlernen 
durfte, gewinnt einen noch lebhafteren und entsprechend 
schmerzlicheren Eindruck.

Das ist nur eine höchst lückenhafte Aufzählung jener Ver-
brechen, an denen die USA eine erhebliche Mitschuld tragen 
und die wir ohne Mühe zumindest hätten mindern können. 
Aber es ist dankbarer, mutig gegen die Menschenrechtsver-
letzungen offizieller Feinde zu protestieren – eine angeneh-
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me Beschäftigung, jedoch nicht unbedingt ganz oben auf der 
Dringlichkeitsliste dessen, was man von einem wertorien-
tierten Intellektuellen erwartet, der seine Rolle ernst nimmt.

Die Opfer innerhalb unserer Machtsphäre werden, im 
Gegensatz zu denen in Feindstaaten, nicht nur ignoriert 
und rasch vergessen, sondern auch zynisch beleidigt. Ein 
typisches Beispiel ließ sich wenige Wochen nach dem Mord 
an den Intellektuellen in El Salvador beobachten, als Václav 
Havel Washington besuchte und im Kongress eine Rede 
hielt. Vor seinen begeisterten Zuhörern lobte Havel die »Ver-
teidiger der Freiheit« in Washington, »die verstanden haben, 
welche Verantwortung« sich daraus ergebe, »die mächtigste 
Nation der Erde« zu sein. Verantwortung ist ein treffliches 
Wort, denkt man an die brutale Ermordung seiner salvado-
rianischen Gesinnungsgenossen. Die Klasse der liberalen 
Intellektuellen war hingerissen von seinem Vortrag. Havel 
habe seine Zuhörer daran erinnert, »dass wir in einem ro-
mantischen Zeitalter leben«, schwärmte Anthony Lewis von 
der New York Times.26 Andere prominente Liberale priesen 
Havels »Idealismus, Ironie und Menschlichkeit«, mit einem 
Wort, den Geist, »in dem er seine schwierige Doktrin von 
der individuellen Verantwortung verkündete«, während sich 
der Kongress – »offenbar voller Hochachtung« ob des Genies 
und der Integrität des Besuchers – die Frage stellte, warum in 
den USA ein solcher Mangel an Intellektuellen herrsche, die 
in dieser Weise bereit seien, »Moral über Eigeninteresse zu 
stellen«.27 Unschwer lässt sich vorstellen, wie die Reaktionen 
ausgesehen hätten, wenn Pater Ignacio Ellacuría, der pro-
minenteste der ermordeten jesuitischen Intellektuellen, eine 
solche Rede in der Duma gehalten hätte, nachdem sowjetisch 
bewaffnete und ausgebildete Eliteeinheiten Havel und ein 
halbes Dutzend seiner Mitstreiter ermordet hätten – etwas, 
was natürlich unvorstellbar gewesen wäre.

Da wir selbst das, was vor unseren Augen geschieht, kaum 
sehen können, ist es nicht überraschend, dass Ereignisse ab 
einer gewissen Entfernung vollkommen unsichtbar werden. 
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Ein aufschlussreiches Beispiel: Im Mai 2011 entsandte Prä-
sident Obama neunundsiebzig Kommandos nach Pakistan, 
allem Anschein nach, um einen geplanten Mord an Osama 
bin Laden durchzuführen, dem Hauptverdächtigen für den 
schrecklichen terroristischen Anschlag vom 11. September.28 
Obwohl das unbewaffnete und schutzlose Ziel der Operation 
leicht hätte gefangen genommen werden können, wurde bin 
Laden einfach ermordet und sein Leichnam ohne Autopsie 
über See abgeworfen – eine Handlungsweise, die in der libe-
ralen Presse als »gerechtfertigt und notwendig« bezeichnet 
wurde.29 Es gab keine Gerichtsverhandlung wie bei den na-
tionalsozialistischen Kriegsverbrechern – eine Tatsache, die 
den Vertretern ausländischer Rechtsinstanzen nicht verbor-
gen blieb: Zwar billigten sie die Operation, kritisierten aber 
die Vorgehensweise. Die Harvard-Professorin Elaine Scarry 
erinnerte daran, dass das Mordverbot im Völkerrecht auf 
eine leidenschaftliche Ablehnung dieser Praxis durch Abra-
ham Lincoln zurückgehe, der die Rechtfertigung eines sol-
chen Mords als »internationale Gesetzlosigkeit« verurteilte, 
als »Gräueltat«, die alle »zivilisierten Nationen« mit »Ab-
scheu« erfülle und »strengste Vergeltung« verlange.30 Lang, 
lang ist’s her.

Es ließe sich noch weit mehr über die Bin-Laden-Opera-
tion sagen, etwa über die Bereitschaft Washingtons, das Risiko 
eines größeren Krieges einzugehen und sogar die Weitergabe 
von kernwaffenfähigem Material an Dschihadisten in Kauf 
zu nehmen. Doch begnügen wir uns mit der Namensgebung: 
»Operation Geronimo«. Die Bezeichnung rief Empörung in 
Mexiko hervor und löste Proteste indianischer Gruppen in 
den USA aus, doch davon abgesehen, scheint niemand zur 
Kenntnis genommen zu haben, dass hier bin Laden mit dem 
Apachenhäuptling gleichgesetzt wurde, der den mutigen Wi-
derstand seines Volkes gegen die unrechtmäßigen Invasoren 
anführte. Die saloppe Namensgebung erinnert an die Leicht-
fertigkeit, mit der unsere mörderischen Waffen nach den 
Opfern von Verbrechen benannt sind: Apache, Blackhawk, 
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Cheyenne. Wie hätten wir wohl reagiert, wenn die deutsche 
Luftwaffe ihre Kampfflugzeuge »Jude« oder »Zigeuner« ge-
nannt hätte?

Gelegentlich werden diese »schändlichen Sünden« ex-
plizit geleugnet. Begnügen wir uns mit einigen jüngeren Bei-
spielen: Vor zwei Jahren beschrieb Russell Baker in der New 
York Review of Books, einem der führenden linksliberalen 
Intellektuellenblätter, was ihn das Werk des »heroischen His-
torikers« Edmund Morgan gelehrt habe: dass nämlich Ko-
lumbus und die frühen Entdeckungsreisenden bei ihrer An-
kunft »die ungeheure Weite eines Kontinents vorfanden, die 
nur spärlich von Ackerbauern und Jägern bevölkert war (…). 
In dieser grenzenlosen und jungfräulichen Welt, die sich vom 
tropischen Dschungel bis in den eisigen Norden erstreckte, 
dürfte es kaum mehr als eine Million Bewohner gegeben ha-
ben.«31 Diese Berechnung liegt um mehrere Zehnmillionen 
daneben, und über die »ungeheure Weite« war eine ganze 
Reihe von Hochkulturen verstreut. Die Behauptung blieb 
unwidersprochen, obwohl die Redaktion vier Monate später 
eine Berichtigung veröffentlichte, in der sie feststellte, dass 
Nordamerika vermutlich bis zu achtzehn Millionen Einwoh-
ner hatte – wobei immer noch einige Zehnmillionen »vom 
tropischen Dschungel bis in den eisigen Norden« unerwähnt 
blieben. Das alles war schon seit Jahrzehnten bekannt – ein-
schließlich der Hochkulturen und der Verbrechen, die folgen 
sollten  –, aber nicht wichtig genug selbst für einen beiläu-
figen Satz.

Ein Jahr später sprach der renommierte Historiker Mark 
Mazower in der London Review of Books von der »Miss-
handlung der Indianer«, was wiederum widerspruchslos 
hingenommen wurde.32 Würden wir für vergleichbare Ver-
brechen, die auf das Konto unserer Feinde gingen, das Wort 
»Misshandlung« akzeptieren?
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Die Bedeutung des 11. September

Wenn wir unter der Verantwortung der Intellektuellen die 
moralische Verantwortung verstehen, als rechtschaffene 
Menschen ihre Position zu nutzen, um sich für Freiheit, Ge-
rechtigkeit, Mitmenschlichkeit und Frieden einzusetzen und 
nicht nur über die Verfehlungen unserer Feinde zu sprechen, 
sondern, was weit wichtiger ist, auch über die Verbrechen, in 
die wir selbst verstrickt sind und die wir einschränken oder 
beenden können, wenn wir das wollen – wenn all dies der 
Fall ist, was sollen wir dann vom 11. September halten?

Die Ansicht, der 11. September habe »die Welt verändert«, 
ist weit verbreitet und durchaus nachvollziehbar. Zweifellos 
hatten die Ereignisse für die USA innen- und außenpoli-
tisch tiefgreifende Konsequenzen. Eine war, dass Präsident 
George W. Bush sich dadurch veranlasst sah, eine Neuauf-
lage des Reagan’schen Kriegs gegen den Terrorismus zu ver-
künden – nachdem der erste praktisch »verschwunden« war 
(um eine Formulierung unserer Lieblingskiller und ‑folterer 
aus Lateinamerika aufzugreifen), vermutlich weil sich seine 
Ergebnisse nicht so recht mit unserem Selbstbild vertrugen. 
Weitere Folgen waren die Invasionen Afghanistans und des 
Irak, in jüngerer Zeit die militärischen Interventionen in 
mehreren anderen Ländern der Region sowie die regelmäßige 
Drohung, den Iran anzugreifen (»alle Optionen sind offen«, 
lautet die Standardformel). Der Preis war in jeder Hinsicht 
außerordentlich hoch. Daraus ergibt sich eine naheliegende 
Frage, die hier nicht zum ersten Mal gestellt wird: Gab es eine 
Alternative?

Zahlreiche Analytiker sind zu dem Ergebnis gekommen, 
bin Laden habe in seinem Krieg gegen die Vereinigten Staa-
ten erhebliche Erfolge erzielt. »Er hat wiederholt behauptet, 
die einzige Möglichkeit, die USA aus der muslimischen Welt 
zu vertreiben und ihre Satrapen zu besiegen, bestehe darin, 
die Amerikaner in eine Reihe kleiner, aber kostspieliger Krie-
ge zu verwickeln, die sie letztlich ruinieren würden«, schreibt 
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der Journalist Eric Margolis. »Die Vereinigten Staaten sind – 
zunächst unter George W. Bush und dann unter Barack 
Obama  – direkt in bin Ladens Falle getappt (…). Grotesk 
übertriebener militärischer Aufwand und eine zwanghafte 
Verschuldungspolitik (…) sind möglicherweise das verhäng-
nisvolle Vermächtnis des Mannes, der dachte, er könne die 
Vereinigten Staaten besiegen.«33 Nach einem Bericht des 
Costs of War Project des Watson Institute for International 
and Public Affairs an der Brown University dürften sich die 
Gesamtkosten auf 3,2 bis 4 Billionen Dollar belaufen34 – eine 
stattliche Bilanz, die bin Laden da vorzuweisen hat.

Dass Washington gewillt war, bin Laden in die Falle zu 
gehen, war von Anfang an ersichtlich. Der leitende CIA-
Analytiker Michael Scheuer, der von 1996 bis 1999 bin 
Ladens Spuren verfolgte, schreibt: »Bin Laden hat Amerika 
eingehend dargelegt, warum er Krieg gegen uns führt.« Der 
Al-Qaida-Führer habe »die Absicht gehabt, die US-amerika-
nische und westliche Politik gegenüber der islamischen Welt 
von Grund auf zu verändern«. Nach Scheuers Darlegung 
hatte bin Laden damit weitgehend Erfolg: »Die Streitkräfte 
und die Politik der USA haben die Radikalisierung der isla-
mischen Welt vollendet – etwas, was Osama bin Laden seit 
Anfang der neunziger Jahre in Ansätzen, aber beileibe nicht 
vollständig gelungen ist. Ich denke, insofern ist der Schluss 
erlaubt, dass die Vereinigten Staaten von Amerika bin Ladens 
einziger unentbehrlicher Verbündeter bleiben.«35 Man könn-
te sagen, sie sind es über seinen Tod hinaus.

Es gibt gute Gründe für die Annahme, dass man nach 
dem Attentat vom 11. September die dschihadistische Bewe-
gung hätte spalten und schwächen können, was auch inner-
halb der Bewegung heftig kritisiert wurde. Außerdem hätte 
man die Möglichkeit gehabt, dieses »Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit«, wie es zu Recht genannt wurde, als Straftat 
zu behandeln, das heißt, eine internationale Operation zur 
Verhaftung der Verdächtigen zu veranlassen. Das war unmit-
telbar nach dem Angriff auch im Gespräch, wurde aber von 
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den Entscheidungsträgern in Washington nicht einmal in 
Betracht gezogen. Offenbar verschwendete man keinen Ge-
danken an das Angebot der Taliban – wie ernst auch immer 
es gemeint sein mochte –, die Al-Qaida-Führer auszuliefern, 
um sie vor Gericht zu stellen.

Damals zitierte ich Robert Fisks Einschätzung, das 
schreckliche Verbrechen vom 11. September sei »nieder-
trächtig und extrem grausam« gewesen  – ein zutreffendes 
Urteil. Es hätte aber noch schlimmer sein können. Nehmen 
wir an, Flug 93, der von mutigen Passagieren in Pennsylvania 
zum Absturz gebracht wurde, hätte das Weiße Haus getroffen 
und den Präsidenten getötet. Nehmen wir an, die Täter hät-
ten den Plan gehabt (und durchgeführt), eine Militärdiktatur 
zu errichten, die Tausende umgebracht und weitere Zehntau-
sende gefoltert hätte. Nehmen wir an, das neue Regime hätte 
mit Hilfe der Verbrecher ein internationales Terrorzentrum 
eingerichtet und von dort aus andernorts ähnliche Folter-
und-Terror-Staaten geschaffen. Als i-Tüpfelchen hätte man 
dann ein Team von Wirtschaftswissenschaftlern  – nennen 
wir sie die »Kandahar Boys«  – eingeflogen, um die ame-
rikanische Volkswirtschaft in eine der schlimmsten Krisen 
ihrer Geschichte zu stürzen. Kein Zweifel, das wäre erheblich 
schlimmer gewesen als der 11. September.

Wie wir alle wissen sollten, handelt es sich hierbei nicht 
um ein Gedankenexperiment, sondern um reale Ereignisse. 
Ich beziehe mich natürlich auf die Geschehnisse, die in La-
teinamerika häufig als »der erste 11. September« bezeichnet 
werden, das heißt, auf den 11. September 1973, als es den 
USA nach langen, intensiven Bemühungen endlich gelang, 
die demokratische Regierung Salvador Allendes durch einen 
Militärputsch zu stürzen und stattdessen das grauenhafte 
Regime von General Augusto Pinochet einzusetzen. An-
schließend gab die Diktatur den Chicago Boys – Wirtschafts-
wissenschaftlern, die an der Universität Chicago studiert 
hatten – den Auftrag, die chilenische Wirtschaft umzustruk-
turieren. Wenn man die Zerschlagung der Wirtschaft sowie 
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die Opfer von Folter und Entführungen zugrunde legt und 
deren Zahl mit fünfundzwanzig multipliziert, um entspre-
chende Vergleichswerte zu erhalten, kann man erkennen, 
dass jener erste 11. September weitaus gravierender war als 
der zweite.

Das Ziel des Umsturzes bestand nach den Worten der 
Nixon-Administration darin, den »Virus« zu vernichten, der 
all diese »Ausländer« ermutigen könnte, »uns zu linken« – 
uns zu linken, indem sie versuchten, ihre eigenen Ressourcen 
zu kontrollieren oder, allgemeiner, einen Washington nicht 
genehmen unabhängigen politischen Weg einzuschlagen. 
Dahinter verbarg sich die Schlussfolgerung, zu der Nixons 
Nationaler Sicherheitsrat gekommen war: Wenn es den Ver-
einigten Staaten nicht gelinge, Lateinamerika zu kontrol-
lieren, könnten sie nicht erwarten, »eine erfolgreiche Ord-
nung in anderen Teilen der Welt herzustellen«. Washingtons 
»Glaubwürdigkeit« wäre dann in Frage gestellt, wie Henry 
Kissinger meinte.

Der erste 11. September hat im Gegensatz zum zweiten die 
Welt nicht verändert. Er blieb »ohne besondere Folgen«, wie 
Kissinger seinem Chef ein paar Tage später versicherte. An-
hand seiner Darstellung in der konventionellen Geschichts-
schreibung kann man Kissinger kaum widersprechen – mö-
gen die Überlebenden das auch anders sehen.

Diese Ereignisse ohne besondere Folgen waren nicht auf 
den Militärputsch beschränkt, der die chilenische Demokra-
tie zerstörte und für all die Schrecken verantwortlich war, die 
danach kamen. Wie erwähnt, war der erste 11. September nur 
ein Akt in dem Drama, das 1962 begann, als Kennedy den 
lateinamerikanischen Streitkräften den Auftrag erteilt hatte, 
sich fortan vorrangig um die »innere Sicherheit« zu küm-
mern. Auch die tragischen Ereignisse, die sich anschlossen, 
blieben ohne besondere Folgen – wie üblich, wenn die Ge-
schichtsschreibung in den Händen verantwortungsbewusster 
Intellektueller liegt.
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Intellektuelle und ihre Entscheidungen

Wenden wir uns wieder den beiden Kategorien der Intellek-
tuellen zu. Es scheint fast eine historische Konstante zu sein, 
dass konformistische Intellektuelle – diejenigen, die offizielle 
Zielsetzungen unterstützen und offizielle Verbrechen igno-
rieren oder rationalisieren – in ihren Gesellschaften geehrt 
und privilegiert werden, während man die wertorientierten 
auf die eine oder andere Weise bestraft. Dieses Muster reicht 
zurück bis zu den frühesten geschichtlichen Aufzeichnun-
gen. Der Mann, dem man vorwarf, die Jugend Athens zu 
verderben, bekam den Schierlingsbecher verabreicht; die 
Dreyfusards wurden beschuldigt, »die Seelen und in der 
Folge die ganze Gesellschaft zu verderben«; und die wert-
orientierten Intellektuellen der sechziger Jahre mussten sich 
mit dem Vorwurf auseinandersetzen, sie würden »die Jugend 
indoktrinieren«.36 Im Tanach, der hebräischen Bibel, treten 
Protagonisten auf, die nach modernen Maßstäben dissidente 
Intellektuelle wären – die Rede ist von den »Propheten«. Sie 
erzürnten das Establishment aufs Heftigste mit ihren kriti-
schen geopolitischen Analysen, mit der Verurteilung der Ver-
brechen, die auf das Konto der Mächtigen gingen, ihrem Ruf 
nach Gerechtigkeit und ihrer Anteilnahme für das Schick-
sal der Armen und Leidenden. Ahab, der schlimmste aller 
Könige, verurteilte den Propheten Elias als Hasser des Volkes 
Israel oder, um die modernen Versionen dieses Vorwurfs zu 
zitieren, als den ersten »von Selbsthass zerfressenen Juden« 
beziehungsweise »Anti-Amerikaner«. Die Propheten wurden 
unfreundlich behandelt, im Gegensatz zu den Hofschranzen, 
die man später als falsche Propheten entlarvte. Das Verhal-
tensmuster ist verständlich. Alles andere wäre überraschend.

Über die Verantwortung der Intellektuellen kann man 
kaum mehr als ein paar einfache Wahrheiten feststellen: In-
tellektuelle sind in der Regel privilegiert, Privilegien bieten 
Chancen, und wer Chancen hat, trägt Verantwortung. Folg-
lich hat der Einzelne die Wahl.
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Weltweit gesuchte Terroristen

Am 13. Februar 2008 wurde Imad Mughniyeh, ein führen-
des Mitglied der Hisbollah, in Damaskus getötet. »Ohne 
diesen Mann ist die Welt erträglicher geworden«, erklärte 
Sean McCormack, der Sprecher des US-Außenministeriums. 
»Auf die eine oder andere Weise hat er seine gerechte Strafe 
bekommen.«1 Mike McConnell, der Direktor des Inlands-
geheimdienstes, fügte hinzu, Mughniyeh »war verantwort-
lich für mehr Tötungen von Amerikanern und Israelis als 
irgendein anderer Terrorist außer Osama bin Laden«.2

Auch in Israel war die Freude grenzenlos, da »einer der 
meistgesuchten Terroristen in den USA und Israel« zur Re-
chenschaft gezogen worden sei, wie es in der Londoner Finan­
cial Times hieß.3 Unter der Überschrift »Ein weltweit gesuch-
ter Terrorist« wurde in dem Artikel berichtet, Mughniyeh sei 
nach dem 11. September »auf der Liste der meistgesuchten 
Personen« von Osama bin Laden verdrängt worden und habe 
fortan nur noch den zweiten Platz eingenommen.4

Die Terminologie ist korrekt, zumindest nach den Regeln 
des angloamerikanischen Diskurses, der die Welt als die po-
litischen Klassen in Washington und London definiert (zu-
züglich all derer, die in bestimmten Fragen momentan mit 
ihnen übereinstimmen). Beispielsweise ist üblicherweise zu 
lesen, »die Welt« habe geschlossen hinter George Bush ge-
standen, als er die Bombardierung Afghanistans befohlen 
habe. Das mag auf »die Welt« zutreffen, aber kaum auf die 
Welt, wie eine internationale Gallup-Umfrage zeigte, die nach 
Ankündigung der Bombardierung durchgeführt wurde. Die 
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globale Zustimmung war eher spärlich. In Lateinamerika, wo 
man einige Erfahrung mit dem Gebaren der USA hat, reichte 
die Zustimmung von zwei Prozent in Mexiko bis sechzehn 
Prozent in Panama, und diese Unterstützung beruhte auf der 
Voraussetzung, dass man die Schuldigen identifizierte (was 
laut FBI acht Monate später noch immer nicht der Fall war) 
und dass zivile Ziele verschont blieben (sie wurden sofort 
angegriffen).5 Weltweit gab es hingegen eine überwältigende 
Mehrheit für diplomatische und rechtliche Maßnahmen, die 
von »der Welt« allerdings kurzerhand abgelehnt wurden.

Auf den Spuren des Terrors

Wenn wir »die Welt« zur Welt erweitern, finden wir mögli-
cherweise ein paar andere Anwärter auf den Titel des meist-
gehassten Erzverbrechers. Aufschlussreich ist hierbei die 
Frage nach den Gründen.

Die Financial Times berichtete, die meisten Anschuldi-
gungen gegen Mughniyeh seien unbegründet, aber »einer 
der wenigen Fälle, in denen seine Beteiligung mit Sicherheit 
nachgewiesen werden kann, [ist] die Entführung des TWA-
Flugs im Jahr 1985, bei der ein US-Marinetaucher getötet 
wurde«.6 Das war eine der beiden terroristischen Gräuelta-
ten, die Zeitungsredakteure in einer Umfrage veranlasste, 
den Terrorismus im Nahen Osten zum wichtigsten Thema 
des Jahres 1985 zu erklären; das andere war die Entführung 
des Kreuzfahrtschiffs Achille Lauro, bei der Leon Klinghoffer, 
ein körperbehinderter Amerikaner, brutal ermordet wurde.7 
So weit das Urteil »der Welt«. Vielleicht sah die Welt die Sa-
che etwas anders.

Die Entführung der Achille Lauro war eine Vergeltung für 
die Bombardierung von Tunis, die eine Woche zuvor vom 
damaligen israelischen Ministerpräsidenten Schimon Peres 
angeordnet worden war. Zu den Schreckenstaten, die seine 
Luftwaffe dabei beging, zählte die Tötung von fünfundsiebzig 
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Tunesiern und Palästinensern mit intelligenten Bomben, die 
sie in Stücke rissen, wie aus der lebhaften Schilderung des 
israelischen Journalisten Amnon Kapeliouk hervorging, der 
vom Ort des Geschehens berichtete.8 Washington kooperier-
te, indem es darauf verzichtete, seinen Verbündeten Tunesien 
davon zu unterrichten, dass die Bomber unterwegs waren, 
obwohl der Sechsten Flotte und dem US-amerikanischen 
Geheimdienst der bevorstehende Angriff wohl kaum ent-
gangen sein dürfte. Außenminister George Shultz teilte dem 
israelischen Außenminister Jitzchak Schamir mit, Washing-
ton habe »beträchtliche Sympathie für die israelische Hand-
lungsweise«, die er mit allgemeiner Billigung eine »legitime 
Reaktion«9 auf die terroristischen Angriffe nannte.

Einige Tage später verurteilte der UN-Sicherheitsrat den 
Bombenangriff einstimmig als einen »Akt bewaffneter Ag-
gressionen«  – die USA enthielten sich der Stimme.10 »Ag-
gression« ist natürlich ein weit schwerer wiegendes Verbre-
chen als internationaler Terrorismus. Doch um das Prinzip 
»in dubio pro reo« auch für die Vereinigten Staaten und 
Israel gelten zu lassen, wollen wir uns an die nicht ganz so 
gewichtigen Anklagepunkte halten.

Ein paar Tage danach besuchte Peres Washington, um 
sich mit Ronald Reagan abzustimmen, dem führenden in-
ternationalen Terroristen jener Zeit, der sich wieder einmal 
unter dem Beifall »der Welt« anschickte, »die böse Geißel des 
Terrorismus« anzuprangern.11 Die »terroristischen Groß-
angriffe«, die Shultz und Peres einen Vorwand für die Bom-
bardierung von Tunis geliefert hatten, waren die Morde an 
drei Israelis in Larnaca auf Zypern. Wie Israel einräumte, 
hatten die Mörder nichts mit Tunis zu tun, möglicherweise 
unterhielten sie aber Verbindungen zu Syrien.12 Doch Tunis 
war ein sehr geeignetes Ziel; im Gegensatz zu Damaskus war 
es schutzlos und bot darüber hinaus noch einen besonderen 
Vorteil: Dort konnte man eine größere Zahl im Exil lebender 
Palästinenser töten.

Die Larnaca-Morde wurden von den Tätern ihrerseits als 
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Vergeltungsakte betrachtet. Sie stellten eine Reaktion auf die 
regelmäßigen israelischen Entführungen in internationalen 
Gewässern dar, bei denen viele Opfer getötet und noch weit 
mehr gekidnappt wurden, um in der Regel ohne Gerichts-
verhandlung für lange Zeit in israelischen Gefängnissen zu 
verschwinden. Besonders berüchtigt war das geheime Folter-
gefängnis »Anlage 1391«. Man kann einiges darüber in der 
israelischen und der ausländischen Presse erfahren.13 Diese 
regelmäßigen israelischen Verbrechen blieben den Redak-
teuren der nationalen Presse in den USA natürlich nicht ver-
borgen und wurden von Zeit zu Zeit beiläufig erwähnt.

Zu Recht wurde der Mord an Klinghoffer als abscheulich 
verurteilt und in den Medien ausführlich behandelt, außer-
dem wurde er zum Thema einer gefeierten Oper und eines 
Fernsehfilms sowie vieler betroffener Kommentare, in denen 
die Brutalität der Palästinenser beklagt wurde. Man fand ein-
drucksvolle Namen für sie: »zweiköpfige Ungeheuer« (Israels 
früherer Ministerpräsident Menachem Begin), »Kakerlaken, 
die unter Drogen in einer Flasche herumwimmeln« (so der 
Generalstabschef der israelischen Verteidigungsstreitkräfte 
Raful Eitan), »wie Grashüpfer im Vergleich zu uns«, denen 
man »die Köpfe an Steinen und Mauern einschlagen« sollte 
(Ministerpräsident Jitzchak Schamir)  – oder einfach »Ara
boushim«, ein Slangausdruck, der unseren »Itzig« oder »Nig-
ger« entspricht.14

Nachdem es im Dezember 1982 zu einer besonders ab-
scheulichen Demonstration von Siedlermentalität und 
militärischem Terror in der Stadt Halhul im Westjordan-
land gekommen war, die selbst israelische Falken empörte, 
schrieb der renommierte militärpolitische Analytiker Yoram 
Peri entsetzt: »Eine Aufgabe der Armee besteht heute darin, 
die Rechte unschuldiger Menschen mit Füßen zu treten, nur 
weil sie Araboushim sind und auf Gebieten leben, die Gott 
uns versprochen hat« – eine Aufgabe, die noch dringender 
und mit noch größerer Brutalität durchgeführt wurde, als die 
Araboushim einige Jahre später »aufzumucken« begannen.15
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Wie ernst die Gefühle waren, die anlässlich des Mordes 
an Klinghoffer geäußert wurden, lässt sich leicht überprüfen. 
Dazu müssen wir nur vergleichen, wie die Reaktionen auf 
ähnliche, von den USA gebilligte israelische Verbrechen aus-
fielen. Nehmen wir beispielsweise die Morde, die im April 
2002 an Kemal Zughayer und Jamal Rashid Take, zwei kör-
perbehinderten Palästinensern, begangen wurden, als israe-
lische Streitkräfte das Flüchtlingslager Jenin im Westjordan-
land verwüsteten. Britische Reporter entdeckten Zughayers 
zerquetschten Leichnam und die Überreste seines Rollstuhls 
nebst der zerfetzten weißen Fahne, die er gehalten hatte, als 
er bei dem Versuch zu fliehen erschossen und anschließend 
von israelischen Panzern überrollt wurde. Dabei zerrissen sie 
sein Gesicht in zwei Teile und trennten ihm Arme und Beine 
ab.16 Jamal Rashid wurde in seinem Rollstuhl zermalmt, als 
ein riesiger, aus amerikanischen Lieferungen stammender 
Caterpillar-Bulldozer sein Haus in Jenin abriss, während sich 
seine Familie noch darin befand.17 Die unterschiedlichen Re-
aktionen – oder vielmehr Nichtreaktionen – sind so sehr zur 
Routine geworden und so leicht zu erklären, dass kein wei-
terer Kommentar erforderlich ist.

Autobomben und »terroristische Dorfbewohner«

Ohne Frage war die Bombardierung von Tunis ein weit gra-
vierenderes terroristisches Verbrechen als die Entführung 
der Achille Lauro oder die Terrorakte, bei denen Mughniyehs 
»Beteiligung mit Sicherheit nachgewiesen« werden kann  – 
alles Ereignisse, die 1985 stattfanden.18 Doch selbst die Bom-
bardierung von Tunis hatte Mitbewerber um den Ehrentitel 
»schlimmste terroristische Gräueltat« des Nahen Ostens im 
Spitzenjahr 1985.

Eine ernsthafte Kandidatin dafür war eine Autobombe 
direkt vor einer Moschee in Beirut, die zur Explosion ge-
bracht wurde, als die Gläubigen das Gebäude nach dem Frei-
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tagsgebet verließen. Sie riss achtzig Menschen in den Tod 
und verwundete 256.19 Die meisten Toten waren Frauen und 
Mädchen, die die Moschee verließen, obwohl die Wucht der 
Explosion »Babys in ihren Betten verbrannte«, »eine Braut 
tötete, die ihre Aussteuer kaufte« und »drei Kinder zerriss, 
die sich auf dem Heimweg von der Moschee befanden«. 
Außerdem habe sie »die Hauptstraße der dicht bevölkerten« 
Vorstadt Westbeiruts verwüstet, berichtete Nora Boustany 
drei Jahre später in der Washington Post.20 Das beabsichtigte 
Ziel war der schiitische Geistliche Scheich Mohammad Hus-
sein Fadlallah, der dem Anschlag entging. Durchgeführt 
wurde das Attentat mit britischer Hilfe von Reagans CIA und 
seinen saudischen Verbündeten, wobei eine ausdrückliche 
Genehmigung des CIA-Direktors William Casey vorlag; dies 
berichtet Bob Woodward, ein Journalist der Washington Post, 
in seinem Buch GeheimcodeVeil: Reagan und die geheimen 
Kriege der CIA. Von den bloßen Fakten abgesehen, ist wenig 
bekannt, weil man strikt an der Doktrin festhält, die eigenen 
Verbrechen nicht zu untersuchen (es sei denn, sie erregen so 
viel Aufsehen, dass sie sich nicht unter den Teppich kehren 
lassen und man die Untersuchung kaum mehr auf ein paar 
»schwarze Schafe« der unteren Ebenen beschränken kann, 
die natürlich »außer Kontrolle« waren).

Weitere Kandidaten für den Terrorismuspreis Naher 
Osten 1985 waren die Operationen »Eiserne Faust« von Mi-
nisterpräsident Peres in dem südlibanesischen Gebiet, das 
Israel damals unter Missachtung der Anordnung des Sicher-
heitsrats besetzt hielt. Laut Sprachregelung des israelischen 
Oberkommandos waren die Ziele »terroristische Dorf-
bewohner«.21 Damit erreichten Peres’ Verbrechen nach den 
Worten eines westlichen Diplomaten, der sich in der Region 
auskennt, einen neuen Tiefpunkt »kalkulierter Brutalität und 
vorsätzlichen Mordes« – eine Einschätzung, die durch die un-
mittelbare Berichterstattung weitgehend bestätigt wird.22 Das 
alles war jedoch ohne Interesse für »die Welt« und wurde da-
her wie üblich nicht zum Gegenstand näherer Untersuchun-


